
 

 

Kantonsrat  

Parlamentsdienste  

Rathaus / Barfüssergasse 24 
4509 Solothurn  
Telefon 032 627 20 79  
Telefax 032 627 22 69  
pd@sk.so.ch  
www.parlament.so.ch 
 

I 0007/2015 (FD) 

Interpellation Roberto Conti (SVP, Solothurn): Willkür bei der kantonalen Pensions-

kasse? (28.01.2015)  

 

Mir sind Fälle zugetragen worden, bei welchen das Verhalten der PKSO beim Umgang mit 

ihren Kunden Kopfschütteln ausgelöst hat. 

Es ging in einem Fall um den Austritt aus der PKSO wegen Aufnahme selbständiger Erwerbs-

tätigkeit und über eine hohe sechsstellige Geldsumme, welche in den Auf- und Ausbau der 

Selbständigkeit fliessen sollte. Die entsprechenden Umstände und die grosse Bedeutung wa-

ren den zuständigen Personen der PKSO bekannt gemacht worden. 

Der Versicherte hatte mit dem Austrittsformular die Barauszahlung beantragt und die erfor-

derliche Bestätigung beigelegt. Die PKSO ging auf dieses Gesuch gar nicht ein und drängte 

den Versicherten, das Formular für Rentenbezug auszufüllen mit der Begründung, eine Bar-

auszahlung sei in seinem Fall nicht möglich. Eine Verfügung wurde nicht zugstellt, obwohl 

der Versicherte dies brieflich verlangte. Vielmehr bezog man sich im folgenden Antwort-

schreiben plötzlich auf Artikel 2 FZG und drängte den Versicherten erneut dazu, das Formular 

zur Ausrichtung der Altersrente auszufüllen, ohne Verfügung. Der daraufhin vom Versicher-

ten beigezogene Rechtsbeistand konnte mit einer kurzen Begründung der PKSO einwandfrei 

nachweisen, dass ihre Argumentation juristisch völlig falsch war. Die Barauszahlung erfolgte 

schlussendlich, nochmals verzögert, drei Monate später. 

 

In diesem Zusammenhang ist der Regierungsrat höflich um die Beantwortung der folgenden 

Fragen ersucht: 

1. Ist es bei der PKSO üblich, abgelehnte Gesuche ohne Verfügung und damit ohne Rechtsmit-

tel zu beantworten? 

2. Hat ein Gesuchsteller grundsätzlich das Recht auf eine Verfügung? Falls ja: Warum hat man 

ihm dieses Recht verwehrt und ihn damit zum Rechtsbeistand auf eigene Kosten gezwun-

gen? 

3. Wie lassen sich dieses offensichtlich willkürliche Vorgehen sowie die juristische Inkompe-

tenz der PKSO rechtfertigen? 

4. Besteht bei der PKSO intern eine Grundhaltung, die Rente gegenüber der Kapitalauszah-

lung zu bevorzugen und die Gesuchsteller dementsprechend zu beeinflussen? 

 

Begründung 28.01.2015: Im Vorstosstext enthalten. 
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